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EIN WEITES FELD
 Erpressung und Nötigung

 Unerlaubtes Betreiben von Bankgeschäften

 Urkundenfälschung

 Aberkennung des Ruhegehalts

 Steuerverletzung

 Zweifel an der Legitimität der Rechtsordnung

 Unterhalt nach Haager Landkriegsordnung

 Schöffendienst als Reichsbürger

 Entzug der Waffenbesitzkarte

 Entzug des Führerscheins

 Entfernung aus dem Dienst-/Angestelltenverhältnis



1. ENTZUG DER WAFFENBESITZKARTE
1. VG Gera – Urteil vom 16.09.2015 – 2 K 525/14 GE

- Sympathiebekundung gegenüber der Reichsbürgerszene rechtfertig nicht allein die Prognose, dass der 

Waffenbesitzer unzuverlässig ist 

- Unzuverlässigkeitskriterien gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 Waffengesetz knüpfen an ein zukünftiges Verhalten an

- Kläger ist nur durch abstruse Meinungskundgabe aufgefallen

 Kein Querulantentum welches mit Reichsbürgerargumentation gerechtfertigt wird

2. VG Cottbus – Urteil vom 20.09.2016 – VG 3 K 305/16

 Zerschneiden von Personalausweis; wiederholt Fahren ohne Fahrerlaubnis; leugnet Zuständigkeit von 

Behörde

 Verhalten geht über reine Sympathiebekundung hinaus und rechtfertig Entzug der waffenrechtlichen   

Erlaubnis



1. ENTZUG DER WAFFENBESITZKARTE
3. OVG Niedersachen – Beschluss vom 16.07.2017 – 11 ME 181/17

 Gibt sich in Schreiben als Reichsbürger zu erkennen

 Stellt Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland in Abrede

 Es fehlt die waffenrechtliche Zuverlässigkeit

4. VGH Baden-Württemberg – Beschluss vom 10.10.2017 – 1 S 1470/17

 Annahme eines Vertrauens über waffenrechtliche Zuverlässigkeit wird zerstört, wenn eine Person ihre 

Bindung an die Rechtsvorschriften der BRD in Abrede stellt. Insbesondere wenn auf ihre Bekundungen 

praktische Konsequenzen  folgen.

 Rückgabe des Personalausweises; Zurückweisung einer Verwarnung 



1. ENTZUG DER WAFFENBESITZKARTE
5. VG Gießen – Beschluss vom 18.06.2018 – 9 L 9756/17.GI

 Wer der Reichsbürgerbewegung zugehörig ist und Ideologie als verbindlich zu eigen macht, ist 

grundsätzlich waffenrechtlich unzuverlässig

 Wer die Existenz und Legitimität der BRD negiert, gibt Anlass zu der Befürchtung die Regelungen des 

Waffengesetzes nicht einzuhalten

6. OVG Rheinland-Pfalz – Urteil vom 23.10.2019 – 7 A 10555/19

 Beantragung eines Staatsangehörigkeitsausweises mit Reichsbürgerangaben

7. OVG Niedersachsen – Beschluss vom 02.09.2021 – 11 LA 69/21

 Ordnungsgemäße Anhörung liegt auch dann vor, wenn die Rechtsgrundlage nicht ausdrücklich genannt 

wird, solange für den Beteiligten erkennbar ist, welche Tatsachen für die Entscheidung entscheidend sind



2. ENTZUG DER FAHRERLAUBNIS
1. OVG Thüringen – Beschluss vom 02.02.2017 – 2 EO 887/16

- Völlig abwegige Erklärungen und Verhaltensweisen außerhalb des Straßenverkehrs sind für sich 

allein kein Anhaltspunkt für eine die Fahreignung beeinträchtigende Gesundheitsstörung.

- Bedenken können sich im Einzelfall aus weiteren Besonderheiten seiner Erklärungen und 

Verhaltensweisen ergeben.

- § 3 Abs. 1 Satz 1 StVG in Verbindung mit § 46 Abs. 1 FeV.

- Schizophrene Psychose, da Antragsteller ohne ausreichenden Grund kein neurologisch-

psychatrisches Gutachten beibrachte, obwohl dies für ihn nachteilig ist

- Äußert völlig diffuse Wahrnehmung des Rechtssystems, Schreiben lassen tatsächlichen Inhalt kaum 

erkennen; gestörte Wahrnehmung der Realität; Aussagen ohne logischen Zusammenhang

- Art. 5 Abs. 1 GG vermittelt kein Recht die Rechtsnormen der BRD abzulehnen und Maßnahmen der 

Behörde zu ignorieren



2. ENTZUG DER FAHRERLAUBNIS
2. VGH Baden-Württemberg – Beschluss vom 02.01.2018 – 10 S 200/17

- Person äußert Reichsbürgerargumente in Schreiben an Behörde

- Behörde verlang psychiatrisches Gutachten um Befähigung zum Führen eines Fahrzeuges 

nachzuweisen

- VG Freiburg widerspricht dem Vorgehen  Berufung vor VGH

- Äußerungen die der Allgemeinheit völlig abwegig erscheinen (insbesondere Leugnen der Existenz 

der BRD) und darauf zurückzuführende Verhaltensweise außerhalb des Straßenverkehrs durch 

sogenannte Reichsbürger, sind für sich gesehen kein hinreichender Anhaltspunkt für psychische 

Erkrankung (Nr. 7 der Anlage 4 der FeV)



3. ENTLASSUNG VON BEAMTEN/ANGESTELLTEN

1. VG Magdeburg – Urteil vom 30.03.2017 – 15 A 16/16

OVG Sachsen-Anhalt – Urteil vom 15.03.2018 – 10 L 9/17

- 2 Polizisten (Ehepaar) verfassen 2 Schreiben an Behörde, in dem die Existenz der BRD als Staat 

geleugnet wird; Begründung: „Landkreis vom rechtswidrigem Verhalten abzubringen“

- vorsätzlich gehandelt, keine Reue und Einsicht

- Entlassung aus dem Beamtenverhältnis nach § 47 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 34 Satz 3 

BeamtStG  außerdienstliche Dienstpflichtverletzung



3. ENTLASSUNG VON BEAMTEN/ANGESTELLTEN

2. VG Trier – Urteil vom 14.08.2018 – 3 K 2486/18.TR

- Gemeinde erhält Schriftstück mit verfassungsverletzendem Inhalt unterschrieben von Ehefrau des 

Polizeibeamten; dieser gibt an nichts von den Überzeugungen seiner Frau zu Wissen; verweist Kollegin 

auf Buch mit Reichsbürgerargumtation

- bei Hausdurchsuchung stellt sich dies als Lüge heraus

- Entlassung nach § 47 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 34 Satz 3 BeamtStG; gelogen gegenüber 

Vorgesetzten

3. VG Düsseldorf – Urteil vom 23.03.2019 – 35 K 3745/19.O

4. OVG Niedersachsen – Urteil vom 14.03.2023 – 3 LD 7/22

- siehe oben



3. ENTLASSUNG VON BEAMTEN/ANGESTELLTEN
5. LAG Hamburg – Urteil vom 22.04.2022 – 7 Sa 49/21

- Angestellter im Polizeidienst (Entgeldgruppe 5 TV-L); auf Facebook und YouTube Beiträge mit Sporttasche der 

Polizei, die eine Ablehnung der staatlichen Grundordnung öffentlich zur Schau stellen veröffentlicht; 

Verfassungsschutz erkennt keine strafrechtliche Relevanz; Angestellter löscht alle angesprochenen Beiträge; 

veröffentlicht aber weiter Beiträge

- Personenbedingte Kündigung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 TV-L

- Selbst als Mitarbeiter der Entgeldgruppe 5, sei mit dieser und einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst (besonders 

innerhalb der Polizei) eine gesellschaftlich herausgehobene Stellung verbunden, voraus sich auch Erwartungen 

hinsichtlich der Zuverlässigkeit und Vertrauenswürdigkeit ergeben. 

 Veröffentlichungen zeigen, dass er die freiheitlich-demokratische Grundordnung und den Staat ablehnt und 

dies auch außerhalb seines privaten Kreises offen nach außen kommuniziert. 


